Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2207 


26. 10. 84 


Sachgebiet 203 


Große Anfrage 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Berufsverbote in der Bundesrepublik Deutschland 


Am 28. Januar 1972 erging ein Beschluß der Regierungschefs des 
Bundes und der Länder. Danach wurden die einschlägigen Beam- 
tengesetze so ausgelegt, daß es zu Berufsverboten kam und 
kommt. „Verfassungsfeinde" wurden nicht in den öffentlichen 
Dienst eingestellt bzw. aus dem öffentlichen Dienst entfernt. 

In jüngster Zeit wurden in Hessen zwei Postbeamte vom Dienst 
suspendiert. Ihnen wird vorgeworfen, sich aktiv für die DKP 
betätigt zu haben. In Niedersachsen begann im September 1984 
eine Prozeßserie vor dem Disziplinargericht in Hannover. Es geht 
in diesem Verfahren um Beamte, die für die DKP zur Landtags- 
wahl kandidiert hatten. Die Landesregierung betreibt die Verfah- 
ren in der Absicht, die Beamten aus dem Dienst zu entfernen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. a) In wie vielen Fällen ist es im Bereich des Bundes seit 1972 

(jeweils gegliedert nach Jahren und parteipolitischer Aus- 
richtung) zu Nichteinstellungen in den öffentlichen Dienst 
auf Grund behaupteter Verfassungsfeindschaft gekom- 
men? 

b) In wie vielen Fällen ist es im Bereich der Länder (jeweils 
gegliedert nach Jahren, Ländern und nach parteipoliti- 
scher Ausrichtung) zu Nichteinstellungen in den öffent- 
lichen Dienst auf Grund behaupteter Verfassungsfeind- 
schaft gekommen? 

Unterscheidet sich die Praxis der Länder im Hinblick auf 
Referendare? 

2. a) In wie vielen Fällen ist es seit 1972 (jeweils gegliedert nach 

Jahren) im Bereich des Bundes zu Entlassungen auf Grund 
behaupteter Verfassungsfeindschaft gekommen? 

Wie verteilen sich die Zahlen auf Arbeiter, Angestellte und 
Beamte (differenziert nach Beamten auf Probe und auf 
Lebenszeit)? 

b) In wie vielen Fällen ist es im Bereich der Länder (jeweils 
gegliedert nach Jahren und Ländern) zu Entlassungen 
wegen behaupteter Verfassungsfeindschaft gekommen? 
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Wie verteilen sich die Zahlen auf Arbeiter, Angestellte und 
Beamten? 

3. a) Auf welchen verwaltungsinternen Grundsätzen beruht die 

Einschaltung des Verfassungsschutzes bei der Einstellung 
in den öffentlichen Dienst? 

b) Werden Bewerber für den öffentlichen Dienst regelmäßig 
überprüft? Wenn nein, aus welchen Gründen wird der 
Verfassungsschutz im Einzelfall eingeschaltet? 

c) Plant die Bundesregierung die regelmäßige Einschaltung 
des Verfassungsschutzes bei Bewerbern in den öffent- 
lichen Dienst? Ist der Bundesregierung bekannt, ob ein- 
zelne Länder bei Bewerbern in den öffentlichen Dienst 
regelmäßig beim Verfassungsschutz anfragen? 

d) Worin sieht die Bundesregierung die Rechtsgrundlage für 
die Einschaltung des Verfassungsschutzes bei Bewerbern 
für den öffentlichen Dienst? 

e) In wie vielen Fällen ist es von seiten des Verfassungs- 
schutzes zu „Mitteilungen von Erkenntnissen" gekommen 
(gegliedert nach Bund und einzelnen Ländern), die zu 
Nichteinstellungen in den öffentlichen Dienst geführt 
haben? 

f) In wie vielen Fällen ist es von seiten des Verfassungs- 
schutzes zu „Mitteilungen von Erkenntnissen" (gegliedert 
nach Bund und einzelnen Ländern) gekommen, die trotz- 
dem zu einer Einstellung in den öffentlichen Dienst geführt 
haben? 

g) In wie vielen Fällen ist es zur Überprüfung der Verfas- 
sungstreue von Bewerbern für den öffentlichen Dienst 
gekommen? 

4. a) In wie vielen Fällen ist es zu Anhörungen von Bewerbern 

für den öffentlichen Dienst gekommen (gegliedert nach 
Bund und einzelnen Ländern) wegen Zweifeln an der Ver- 
fassungstreue? 

b) In wie vielen Fällen ist es zu Anhörungen von Bewerbern 
für den öffentlichen Dienst gekommen (gegliedert nach 
Bund und einzelnen Ländern) wegen Zweifeln an der Ver- 
fassungstreue, bei denen die Bewerber nach erfolgter 
Anhörung eingestellt worden sind? 

c) Welche zeitlichen Verzögerungen haben sich durchschnitt- 
lich (gegliedert nach Bund und einzelnen Ländern) infolge 
von Anhörungen ergeben? 

d) Worin sieht die Bundesregierung die Rechtsgrundlage für 
Anhörungen? 

e) Nach welchen Grundsätzen werden Anhörungen durchge- 
führt? 

f) Gibt es für die Durchführung von Anhörungen Verwal- 
tungsvorschriften ober bleibt es dem einzelnen mit der 
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Aufgabe betrauten Beamten überlassen, auf welche Weise 
er die Anhörung durchführt? 

Auf welche Weise werden Betroffene von Anhörungen vor 
unzulässigen Fragen geschützt? 

Welche Fragen sind unzulässig? Sind den Betroffenen in 
Anhörungen nicht gerichtsverwertbare Erkenntnisse vor- 
gehalten worden? 

g) Dürfen Betroffene bei der Anhörung einen Rechtsbeistand 
hinzuziehen (jeweils gegliedert nach Bund und einzelnen 
Ländern)? 

Falls sich insoweit Unterschiede in der Praxis ergeben, wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Unterschiede? 

5. a) Hält die Bundesregierung den Beschluß der Regierungs- 

chefs des Bundes und der Länder vom 28. Januar 1972 für 
sich für verbindlich? 

b) Wie bewertet die Bundesregierung die „Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue" der früheren Bundesregie- 
rung? 

c) Plant die Bundesregierung eigene „Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue"? 

d) Will die Bundesregierung für die Zukunft eine gesetzliche 
Änderung der einschlägigen Beamtengesetze herbei- 
führen? 

e) Sieht die Bunderegierung in der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichtes einerseits, des Bundesverwal- 
tungsgerichtes und des Bundesarbeitsgerichtes anderer- 
seits Unterschiede hinsichtlich der Voraussetzungen für die 
Einstellung in den öffentlichen Dienst? Welche Folgerun- 
gen zieht die Bundesregierung aus diesen Unterschieden? 

f) Ist die Bundesregierung bestrebt, die Unterschiede in der 
Rechtsprechung auszugleichen? 

Wenn ja, auf welche Weise? Wenn nein, stellt der derzei- 
tige Zustand nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes dar? 

6. Ist es nach Auffassung der Bundesregierung erforderlich, bei 
Bewerbern für den öffentlichen Dienst hinsichtlich der Verfas- 
sungstreue Unterschiede zu machen, je nach dem, ob es sich 
um unterschiedliche Formen des Beamten (Beamter auf 
Probe, Beamter auf Widerruf, Beamter auf Lebenszeit) oder 
des Angestellten oder des Arbeiters handelt? 

Wie begründet die Bundesregierung Ihre Auffassung? 

7. a) Bestehen nach Auffassung der Bundesregierung beim 

Bund und in den einzelnen Ländern unterschiedliche Vor- 
aussetzungen für die Einstellung in den öffentlichen 
Dienst? 

b) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Bundes- 
länder Hessen, Nordrhein-Westfalen, Hamburg und Bre- 
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men nach anderen verfassungsrechtlichen Maßstäben bei 
der Einstellung in den öffentlichen Dienst verfahren als im 
übrigen Bundesgebiet? Wenn ja, wie beurteilt die Bundes- 
regierung diese Unterschiede? 

8. a) Wie begründet die Bundesregierung Berufsverbote verfas- 

sungsrechtlich? 

b) Ist die Bundesregierung der Auffassung, Exekutive und 
Judikative seien besser als der demokratische Souverän in 
der Lage, die Grenzen des politischen Spektrums zu be- 
stimmen? 

Wenn ja, aus welchen Gründen? 

c) Wie läßt sich die Praxis der Berufsverbote nach Auffassung 
der Bundesregierung mit dem Grundgesetz unter Beach- 
tung der Tatsache vereinbaren, daß mit der Praxis der 
Berufsverbote die offene Konkurrenz politischer Überzeu- 
gungen beschnitten wird und das Recht auf Opposition 
eingeschränkt wird? 

d) Ist die Bundesregierung der Auffassung, die von Bund und 
Ländern behauptete Regelung im Einzelfall genüge rechts- 
staatlichen Erfordernissen? 

Nach welchen Kriterien bemißt die Bundesregierung 
Umstände des Einzelfalles? 

Wie grenzt die Bundesregierung Umstände des Einzelfalles 
von solchen Umständen des Einzelfalles ab, die nicht rele- 
vant sind? 

9. a) Welche Umstände rechtfertigen nach Auffassung der Bun- 

desregierung Zweifel an der Verfassungstreue eines 
Bewerbers für den öffentlichen Dienst? 

b) Welche Bedeutung hat die Zugehörigkeit zu einer nicht 
verbotenen Partei, die nach Auffassung der Bundesregie- 
rung verfassungsfeindliche Ziele vertritt? 

c) Welche Parteien vertreten nach Auffassung der Bundes- 
regierung verfassungsfeindliche Ziele? 

d) Ist die Bundesregierung der Auffassung, bei Parteien, die 
sich in der Vergangenheit illegaler Finanzierungsprakti- 
ken bedient haben, seien Zweifel an der Verfassungstreue 
gegeben? 

Wie sieht insoweit die Bundesregierung das Verhältnis 
zwischen Legalität und Legitimität? 

10. a) Aus welchen Gründen hält es die Bundesregierung für 
erforderlich, sich über das Vorhandensein einer positiven 
Einstellung zur Vefassungsordnung zu vergewissern - im 
Gegensatz zu allen vergleichbaren anderen europäischen 
Ländern? 

b) Wie bewertet die Bundesregierung ihr Verhalten im Hin- 
blick auf die politische Einigung in Europa? 
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c) Steht nach Auffassung der Bundesregierung die Praxis der 
Berufsverbote im Einklang mit der europäischen Men- 
schenrechtskonvention? 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Europäische Kommission für Menschenrechte 1984 erst- 
mals Berufsverbotsfälle gegen die Bundesrepublik 
Deutschland an den Europäischen Gerichtshof verwiesen 
hat? 

e) Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Arbeits- 
gerichtes Reutlingen, nach der die Berufsverbote gegen 
Normen des EWG-Vertrages über die Freizügigkeit ver- 
stoßen? 

f) Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Sachverständigenausschusses und des Konferenzaus- 
schusses der ILO, daß Berufsverbote gegen das ILO-Über- 
einkommen Nr. 111 verstoßen? 

11. a) Verfügt die Bundesregierung über Informationen über 

Berufsverbote in der DDR? 

b) Worin sieht die Bundesregierung die materiellen und 
rechtlichen Unterschiede zwischen Berufsverboten in der 
DDR und der Bundesrepublik Deutschland? 

12. a) Auf welcher juristischen Grundlage beruhen Entfernungen 

von angeblichen Verfassungsfeinden aus dem öffentlichen 
Dienst (gegliedert nach Arbeitern, Angestellten und 
Beamten)? 

b) Welche Rechtsgrundlagen haben Anhörungen der Betrof- 
fenen? 

c) Dürfen die Betroffenen einen Rechtsbeistand hinzuziehen? 

d) Wird der Personalrat bei Entlassungsverfahren eingeschal- 
tet? Wenn nein, warum nicht? 

e) Bestehen Vewaltungsvorschriften über die Durchführung 
der Anhörung? 

f) Ist es zutreffend, daß einem Beamten in einer Anhörung 
angesonnen wurde, sein Mandat im Stadtparlament abzu- 
geben? 

13. Ist der Bundesregierung bekannt, welche sozialen Probleme 
sich für Personen ergeben haben, die nicht in den öffentlichen 
Dienst infolge Berufsverbot eingestellt worden sind bzw. aus 
dem öffentlichen Dienst entfernt worden sind? 

Sieht die Bundesregierung eine soziale Verpflichtung, sich 
um die Belange derjenigen zu kümmern, die nicht in den 
öffentlichen Dienst eingestellt, bzw. aus dem öffentlichen 
Dienst entfernt worden sind? 
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Wie viele Verfahren (gegliedert nach Bund und einzelnen 
Ländern) werden z. Z. betrieben mit dem Ziel, Angehörige des 
öffentlichen Dienstes aus dem öffentlichen Dienst zu ent- 
fernen? 

Bonn, den 26. Oktober 1984 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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